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Bündnis der Bürgerinitiativen (BBI-GL) weist Behauptung von Metten zurück 

Das Bündnis der Bürgerinitiativen hält die Behauptung des Fraktionsvorsitzenden der CDU im 
Stadtrat, man habe bei der Aufstellung des Flächennutzungsplans Partikularinteressen gegen die 
Gesamtinteressen der Stadt abwägen müssen, für vorgeschoben und nicht stichhaltig. Es wird 
damit der Eindruck erweckt, dass sich die Bürgerinnen und Bürger mit ihren 2.300 Einwänden le-
diglich von persönlichen Befindlichkeiten hätten leiten lassen. Dies ist aber keineswegs der Fall.


Die weit überwiegende Zahl der Stellungnahmen hat vielmehr das Gesamtwohl der Stadt und der 
gesamten Region in den Mittelpunkt ihrer Stellungnahmen gestellt. Klimaschutz, Erhaltung von 
Wald, Grün- und Erholungsflächen, Pflege der Kulturlandschaft sowie die Verkehrsproblematik 
waren die entscheidenden Kritikpunkte bei den Eingaben der Bürger und der Bürgerinitiativen. In 
diesem Zusammenhang von Partikularinteressen zu sprechen, missachtet ihr Engagement für die 
Stadt in unangemessener Weise.


Es ist bezeichnend, dass die Abwägung von angeblichen Partikularinteressen mit den Interessen 
der Stadt nur in einem einzigen Fall, nämlich bei der Erweiterung der Krüger-Fläche zu Lasten des 
Neuborner Buschs, aber zu Gunsten des Antragstellers ausfiel. 


Und selbst bei Krüger hatte man nicht den Mut, eine Entscheidung im Sinne der Bürger zu fällen. 
Krügers Wille geschehe! Das hat in dieser Stadt absolute Priorität. Nun soll die zuständige Lan-
desbehörde in einem so genannten Zielabweichungsverfahren ökologische Gefährdungen prüfen 
und bekommt damit den schwarzen Peter zugeschoben. Die GroKo hätte genauso andersherum 
entscheiden können: Zuerst die Belange der Bürger. Das hätte aber eine erneute Offenlage des 
FNP bedeutet, deren Beschlussfassung immer mehr an die Kommunalwahl herangerückt wäre. 
Und das will man unter allen Umständen vermeiden, weil offensichtlich mit starken Stimmenver-
lusten gerechnet wird.


Das Verhalten von CDU und SPD bei der Aufstellung des FNP läßt die Frage aufkommen, ob sich 
die Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt wirklich ernst genommen fühlen. Spätestens bei der 
Kommunalwahl 2020 wird es dazu eine Antwort geben.


BBi-GL, Bündnis der Bürgerinitiativen zum Flächennutzungsplan


